
 

SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG  Drucksache  17/1871 
17. Wahlperiode 11-09-26 

Bericht und Beschlussempfehlung 
 
des Umwelt- und Agrarausschusses 
 

a)  Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landesf ischereigesetzes 
(LFischG) vom 10. Februar 1996 (GVOBl. Schl-H. S. 1 69) 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/35 

b)  Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landesf ischereigesetzes 
(LFischG) vom 10. Februar 1996 (GVOBl. Schl.-H. S. 414) 

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU und FDP 
Drucksache 17/1069 

 

Der Landtag hat dem Umwelt- und Agrarausschuss den Gesetzentwurf Drucksache 
17/35 durch Plenarbeschluss vom 19. November 2009 und den Gesetzentwurf 
Drucksache 17/1069 durch Plenarbeschluss vom 14. Dezember 2010 überwiesen.  

Er kam überein, beide Gesetzentwürfe gemeinsam zu beraten und schloss seine Be-
ratungen in der Sitzung am 21. September 2011 ab. 

Er unterbreitet dem Landtag folgende Beschlussempfehlungen: 

1. Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stimmen 
der Fraktionen von SPD und SSW bei Enthaltung der Fraktionen von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE empfiehlt er dem Landtag, 
den Gesetzentwurf Drucksache 17/35 abzulehnen. 

2. Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stimmen 
der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, DIE LINKE und 
SSW empfiehlt er dem Landtag, den Gesetzentwurf Drucksache 17/1069 
in der nachstehenden Fassung anzunehmen. 

 
Klaus Klinckhamer 
Vorsitzender 
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Gesetz 
zur Änderung des Landesfi-

schereigesetz (LFischG)  
 
 
 
    Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
Gesetz zur Änderung des Landesfische-

reigesetz (LFischG) 

Das Landesfischereigesetzes (LFischG) vom 10. Februar 
1996 (GVOBl. Schl.-H. S. 211), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 30. März 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 414), 
wird wie folgt geändert: 

 

1. § 1 Abs. 2 und 3 wird gestrichen. 

 

2. § 2 erhält folgende neue Fassung: 

„§ 2 
Definitionen 

(1) Fische im Sinne dieses Gesetzes sind Fische, 
Schalen- und Krustentiere, Neunaugen sowie andere 
fischereilich nutzbare Wasserlebewesen mit Aus-
nahme von Säugetieren und dem Jagdrecht unterlie-
genden Tierarten. 

(2) Küstengewässer sind alle innerhalb der Landes-
grenzen liegenden Teile der Nord- und Ostsee bis zur 
seewärtigen Grenze des Küstenmeeres der Bundes-
republik Deutschland einschließlich der Wattflächen, 
Außentiefs, Priele, der offenen Meeresbuchten, der 
außerhalb der Schutzdeiche liegenden Fleete, Flut-
mulden, Uferauskolkungen und sonstiger lagunen-
ähnlichen Strandseen, der Häfen und Hafenanlagen 
und der Strecken von Flussläufen und anderen Ge-
wässern, die in der Anlage mit ihren Grenzen zu den 
Küstengewässern aufgeführt sind; bei allen anderen 
Flussläufen enden die Küstengewässer vor deren 
Mündungen. 

(3) Binnengewässer sind alle anderen ständig oder 
zeitweilig oberirdisch in Betten fließenden oder ste-
henden Gewässer. Dazu gehören auch Teichwirt-
schaften und vergleichbare Anlagen. 

(4) Geschlossene Gewässer sind 

1. Angelegte stehende Gewässer sowie Anlagen zur 
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Fischerzeugung, denen es an einer für den Fisch-
wechsel geeigneten Verbindung mit einem natür-
lichen Gewässer fehlt, 

2. stehende Gewässer, die zum unmittelbaren 
Haus-, Hof- oder sonstigen Betriebsbereich gehö-
ren, nicht größer als 0,5 Hektar sind und keine für 
den Fischwechsel geeignete Verbindung mit ei-
nem offenen Gewässer haben (private Kleinge-
wässer). 

Nicht unter Satz 1 fallende Gewässer sind offene 
Gewässer. 

 

3. § 3 Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen. 

 

4. § 3 Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 

„Eine Hegepflicht besteht nur für offene Binnenge-
wässer.“ 

 

5. In § 7 Abs. 1 wird das Wort „obersten“ durch das 
Wort „oberen“ ersetzt. 

 

6. a) § 10 Abs. 2 wird im Satz 1 der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„wenn dies im öffentlichen Interesse verlangt 
wird.“ 

b) Satz 2 wird gestrichen, Satz 3 wird zu Satz 2. 

 

7. In § 11 wird der Absatz 4 gestrichen, der bisherige 
Absatz 5 wird Absatz 4 und der bisherige Absatz 6 
wird Absatz 5. 

 

8. § 13 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung: 

„Wird das Fischereirecht in vollem Umfang verpach-
tet, obliegt die Hege grundsätzlich der Pächterin oder 
dem Pächter als Fischereiausübungsberechtigten, es 
sei denn, die Verpächterin oder der Verpächter behält 
sich diese Pflicht im Pachtvertrag ausdrücklich vor. 
Wird das Fischereirecht unter dem Vorbehalt nach 
§ 11 Abs. 2 verpachtet, obliegt die Hegepflicht neben 
den in Satz 1 genannten Personen der Verpächterin 
oder dem Verpächter. Im Pachtvertrag kann abwei-
chend von Satz 2 vereinbart werden, dass einer der 
Vertragspartner die Hegepflicht übernimmt.“ 
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9. In § 13 Abs. 3 wird der Satzteil „regional heimischen 
Tieren, 

1. zum Ausgleich bei beeinträchtigter Fortpflanzung 
oder Zuwanderung, 

2. im Rahmen von Wiederansiedlungsprogrammen 
ursprünglich heimischer Arten oder 

3. nach Fischsterben“ 

durch die Wörter „heimischen und nicht gebietsfrem-
den Fischen“ ersetzt. 

 

10. In § 14 Abs. 5 Nr. 3 werden die Worte „die Wohnung“ 
durch die Worte „das Geburtsdatum“ ersetzt. 

 

11. In § 17 Abs. 7 werden die Wörter „Gewässer oder ein 
See“ durch die Wörter „fließendes oder stehendes 
Gewässer“ ersetzt. 

 

12. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Die Errichtung neuer und die Erweiterung beste-
hender ständiger Fischereivorrichtungen in Bin-
nengewässern ist verboten.“ 

b) In Absatz 3 werden hinter die Wörter „Absätze 1 
und 2“ die Wörter „bis zum 31. Dezember 2019“ 
eingefügt, 

c)  Folgender neuer Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Die obere Fischereibehörde kann zu wissen-
schaftlichen Zwecken, aus Gründen des Fischar-
tenschutzes oder zum Erhalt kulturhistorisch be-
deutsamer Anlagen im Einzelfall Ausnahmen von 
den Absätzen 1 und 2 zulassen.“ 

 

13. a) Im Vierten Teil wird die Überschrift „Fischereibe-
zirk“ gestrichen und durch die Überschrift „He-
gepläne und Fischereigenossenschaft“ ersetzt. 

b) § 20 wird gestrichen. 

 

14. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 bis 3 erhält folgende Fassung: 
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„Hegepflichtige Personen, die ihre Fischereibe-
rechtigung bzw. Fischereiausübungsberechtigung 
nutzen, haben Hegepläne aufzustellen, in denen 
Bestimmungen zu treffen sind über 

1. Fischereiaufwand, 

2. Fänge und 

3. Besatz- und sonstige Hegemaßnahmen. 

Inhaber benachbarter Fischereirechte und be-
nachbarte Fischereiausübungsberechtigte können 
sich zusammenschließen und einem gemeinsa-
men Hegeplan aufstellen.“ 

b) Absatz 1 Satz 4 und 5 werden zu Absatz 1 Satz 3 
und 4. 

c) Absatz 1 wird folgender Satz 5 angefügt: 

„Einzelheiten zur Aufstellung und Genehmigung 
der Hegepläne kann die oberste Fischereibehör-
de durch Verordnung regeln.“ 

d) In Absatz 2 werden die Sätze 1 und 2 durch fol-
genden Satz neu gefasst: 

„Die Hegepläne sind der oberen Fischereibehörde 
zu übermitteln und von ihr zu genehmigen.“ 

e) Absatz 5 wird gestrichen. 

 

15. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Satzteil „Diejenigen, die Fi-
schereirechte innerhalb eines Fischhegebezirkes 
innehaben,“ durch die Wörter „Inhaber benach-
barter Fischereirechte“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „innerhalb 
ihres Fischhegebezirkes“ gestrichen. 

c) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „ihres 
Fischhegebezirkes“ durch die Wörter „innerhalb 
der Grenzen ihrer Fischereirechte“ ersetzt. 

d) Absatz 8 Satz 2 wird gestrichen. 

 

16. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 werden die Wörter „des Fisch-
hegebezirkes“ gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „obersten“ durch 
das Wort „oberen“ ersetzt. 
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16. In § 24 Satz 2 wird das Wort „obersten“ durch das 
Wort „oberen“ ersetzt. 

 

17. § 25 wird wie folgt geändert:  

a) Die Absätze 1 und 2 werden gestrichen; der bis-
herige Absatz 3 wird alleiniger Absatz; die Artikel-
bezeichnung „(3)“ entfällt. 

b) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Beschließen die Mitglieder der Fischereigenos-
senschaft deren Auflösung, erfolgt die Abwicklung 
durch den Vorstand.“ 

c) In Satz 4 wird das Wort „oberste“ durch das Wort 
„obere“ ersetzt. 

 

18. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 wird durch folgende Sätze er-
setzt: 

„Einen Fischereischein erhalten keine Personen, 
die das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben. Sie bedürfen beim Fischfang der Aufsicht 
eines Inhabers eines gültigen Fischereischeins.“ 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die oberste Fischereibehörde wird ermäch-
tigt, durch Verordnung das Verfahren und die Zu-
ständigkeit auch abweichend von Satz 2 und 
Satz 3 für die Erteilung und Registrierung 

1. der Fischereischeine, 

2. der befristeten Ausnahmegenehmigungen von 
der Fischereischeinpflicht (Urlauberfischerei-
scheine), deren Gültigkeit auf 28 hinter einan-
der liegende Tage zu begrenzen ist, sowie 

3. weitere Ausnahmen von der Fischereischein-
pflicht 

zu regeln. Für die Erteilung des Fischereischeins 
an Erwerbsfischer und -fischerinnen ist die obere 
Fischereibehörde zuständig. Für die Erteilung des 
Fischereischeins an andere Personen sind die 
örtlichen Ordnungsbehörden zuständig.“ 

 

18. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1, 2, 4 und 6 werden gestrichen, der 
bisherige Absatz 3 wird zu Absatz 1 und der Ab-
satz 5 wird zu Absatz 2. 
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b) In Absatz 1 wird das Wort „ferner“ vor dem Wort 
„Personen“ gestrichen. 

c) Absatz 1 wird folgende Nummer 4 angefügt: 

„4. die unter Betreuung stehen“ 

d) In Absatz 1 werden nach Satz 1 folgende Sätze 
angefügt: 

„Aus den in Satz 1 Nr. 1 bis 3 genannten Gründen 
kann der Fischereischein nicht mehr versagt wer-
den, wenn fünf Jahre nach Rechtskraft des Urteils 
oder des Bußgeldes verstrichen sind.“ 

e) In Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Werden nach Erteilung des Fischereischeins 
Gründe bekannt, die bereits vorher vorhanden 
waren oder später entstanden sind und die eine 
Versagung gerechtfertigt hätten, so kann die Be-
hörde, die den Fischereischein erteilt hat, diesen 
für ungültig erklären und einziehen.“ 

 

19. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer die Fischerei ausüben will, hat pro Ka-
lenderjahr eine Fischereiabgabe zu entrichten. 
Die Abgabe kann für bis zu vier Jahre im Voraus 
entrichtet werden.“ 

b) In Absatz 2 werden das Wort „und“ und die Zahl 
„4“ gestrichen. 

c) In Absatz 5 Satz 2 wird das Wort „obersten“ vor 
dem Wort „Naturschutzbehörde“ durch das Wort 
„obere“ ersetzt. 

 

20. In § 30 Abs. 4 werden die Wörter „und zur Besetzung 
anderer Gewässer bestimmt ist“ gestrichen. 

 

21. In § 31 Abs. 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Langleinen bleiben der Erwerbsfischerei vorbehal-
ten.“ 

 

22. In § 32 Abs. 2 Satz 1 werden hinter dem Wort „Auf-
wand“ die Wörter „oder wird durch getroffene 
Schutzmaßnahmen nur eine Teilpopulation effektiv 
geschützt“ eingefügt. 
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23. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 werden das erste Wort „oder“ 
durch ein Komma ersetzt und die Wörter „wird 
durch getroffenen Schutzmaßnahmen nur eine 
Teilpopulation effektiv geschützt oder“ eingefügt. 

b) Absatz 7 Satz 1 bis 3 erhalten folgende Fassung: 

„In Fischwegen sowie 25 Meter ober- und unter-
halb eines Fischweges ist jede Art des Fischfangs 
verboten. Satz 1 gilt nicht für naturnahe Fischwe-
ge, die die gesamte Gewässerbreite einnehmen. 
Die oberste Fischereibehörde kann durch Verord-
nung von Satz 1 und Satz 2 abweichende Rege-
lungen treffen.“ 

c) In Absatz 8 werden hinter dem Wort „Fischweg“ 
die Wörter „oder aus Gründen des Fischarten-
schutzes, insbesondere Laichfischfang“ eingefügt. 

 

24. § 39 erhält folgende neue Fassung: 

„§ 39 
Tierschutz 

(1) Ordnungsgemäße Fischerei hat im Rahmen der 
tierschutzrechtlichen Vorschriften stattzufinden. Im 
Rahmen der ordnungsgemäßen Fischerei sind insbe-
sondere verboten 

1. das Wettfischen, 

2. die Verwendung lebender Wirbeltiere als Köder, 

3. das Fischen mit der Handangel, das von Vorn-
herein auf das Zurücksetzen von gefangenen Fi-
schen ausgerichtet ist (Catch & Release) sowie 

4. das Aussetzen von Fischen in fangfähiger Größe 
zum Zwecke des alsbaldigen Wiederfangs mit der 
Handangel. 

(2) Die Tötung von Fischen hat tierschutzgerecht 
nach Maßgabe der Verordnung zum Schutz von Tie-
ren im Zusammenhang mit der Schlachtung oder Tö-
tung (Tierschutz-Schlachtverordnung) vom 3. März 
1997 (BGBl. I s. 405), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 13. April 2006 (BGBl. I. S. 855) zu erfolgen, ins-
besondere ist es verboten, ihnen mehr als unver-
meidbare Schmerzen oder Leiden zuzufügen. 

(3) Die oberste Fischereibehörde kann durch Verord-
nung die Ausübung der ordnungsgemäßen Fischerei 
regeln.“ 

 

25. In § 41 Abs. 1 Satz 3 wird die Zahl 3 durch die Zahl 5 
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ersetzt. 

 

26. § 42 erhält folgende neue Fassung: 

„§ 42 
Fischereibehörden und Datenverarbeitung 

(1) Das für die Fischerei zuständige Ministerium als 
oberste Fischereibehörde wird ermächtigt, die Zu-
ständigkeit der obersten und der oberen Fischereibe-
hörde durch Rechtsverordnung zu bestimmen. 

(2) Personenbezogene Daten dürfen von der oberen 
Fischereibehörde, den örtlichen Ordnungsbehörden 
und den aufgrund von § 27 Abs. 2 beliehenen Fische-
reiverbänden zur Erfüllung ihrer Aufgaben, insbeson-
dere zur Fischereiaufsicht, zur Erhebung der Fische-
reiabgabe, zur Ausgabe von Fischereischeinen, zur 
Erstellung von Fischereistatistiken und zu fischerei-
wissenschaftlichen Zwecken verarbeitet werden. Die 
Übermittlung personenbezogener Daten an andere 
öffentliche Stellen ist zulässig, soweit dies zur jeweili-
gen Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Das Nähere 

1. zum zulässigen Umfang der Datenverarbeitung, 

2. zur Datenübermittlung einschließlich der Über-
mittlung zu statistischen Zwecken, 

3. zur Sperrung, Löschung und Aufbewahrung von 
Daten, 

4. zur Datensicherung und 

5. zur automatisierten Datenverarbeitung 

regelt die oberste Fischereibehörde durch Ver-
ordnung.“ 

 

27. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Wasserschutzpolizei-
direktion“ durch die Wörter „Wasserschutzpolizei 
Schleswig-Holstein“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird gestrichen, die bisherigen Absätze 
3 und 4 werden zu Absätzen 2 und 4. 

 

28. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender neuer Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Die obere Fischereibehörde kann im Einzel-
fall die Anordnungen treffen, die zur Beseitigung 
festgestellter oder zur Vermeidung künftiger Ver-
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stöße gegen dieses Gesetz oder aufgrund dieses 
Gesetzes erlassener Rechtsverordnungen not-
wendig sind“. 

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden zu Absät-
zen 3 bis 5. 

 

29. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Nummer 5 gestrichen, die 
bisherigen Nummern 6 bis 12 werden zu Num-
mern 5 bis 11. 

b) In der neuen Nummer 9 werden die Wörter „von 
der obersten Fischereibehörde bestimmten“ durch 
die Wörter „für den Fischfang verbotenen“ ersetzt. 

c) Absatz 1 wird folgende neue Nummer 12 einge-
fügt:  

„12. entgegen den Verboten in § 39 die Fischerei 
ausübt,“ 

d) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„(2) Ist eine Ordnungswidrigkeit nach diesem Ge-
setz oder nach einer Verordnung, die aufgrund 
dieses Gesetzes erlassen wurde, begangen wor-
den, können 

1. Gegenstände, auf die sich die Ordnungswid-
rigkeit bezieht, und 

2. Gegenstände, die zu ihrer Begehung oder 
Vorbereitung gebraucht wurden oder be-
stimmt gewesen sind, 

eingezogen werden. § 23 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist anzuwenden." 

 

30. Die Überschrift „Zwölfter Teil Schlussbestimmungen“ 
wird gestrichen und die §§ 47 bis 48 werden aufge-
hoben. 

 

31. Die Anlage zu § 1 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 

 Gewässer-
bezeichnung 

Ausgangspunkt des Küstengewäs-
sers 

 Eider flussabwärts der Schleuse Nordfeld 

 Stör flussabwärts der Straßenbrücke im 
Zuge der B 77 in Itzehoe 
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 Krückau flussabwärts der ehemaligen Was-
sermühle Piening am Mühlendamm in 
Elmshorn 

 Pinnau Flussabwärts der Straßenbrücke im 
Zuge der B 431 in Uetersen 

 Trave Verbindungslinie der Köpfe der Süde-
rinnenmole und Norderaußenmole 

 Elbe Landesgrenze zwischen Schleswig-
Holstein und Hamburg bei Wedel 

 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft. 

 


